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20 Millionen mehr Staatsgeld für die Parteien: 
Nur ein Sturm im Wasserglas?* 
Die Parteien wollen mehr Staatsgeld. Eine erste öffentliche 
Diskussionsrunde, in der die Koalitionsparteien erst vorpre-
schten und dann zurückruderten, fand im August statt. Das 
Thema bleibt aber aktuell. Ein Gesetzentwurf ist angekün-
digt. Deshalb ist an die Maßstäbe für die staatliche Parteien-
finanzierung zu erinnern. Zugleich sind die Erhöhungspläne 
in den Gesamtrahmen der direkten und indirekten Subventio-
nierung der Parteien und ihrer Hilfsorganisationen zu stellen. 
I. Einleitung 
Nach einem Pressebericht vom 19. B. 2007 planten die Ko-
alitionsparteien eine Erhöhung der staatlichen Parteienfinan-
zierung jährlich um 20 t\'lillionen Euro, d. h. um 15(;/;) I. Das 
\vurde auch von dem Innenexperten der SPD Dieta \f/iefel-
spiitz hestiitigt2 . Die sofort einsetzende heftige öffentliche 
Kritik 3 veranlasste die CDU und die SPD bereits einen Tag 
darauf, abzu\viegeln. Die meisten offiziellen Äußerungen 
von Parteivertretern v,,Iaren jedoch mehrdeutig. Die ErkLi-
fung des CDU-Generalsekretärs ROlläld Profalla, er schlielSe 
eine Erhöhung um 20 ,~lillionen Euro aus4 , blieb vereinzelt. 
Im Übrigen wurde Z\var die Erhöhungsabsicht bestätigt. Be-
schvvichtigend hieß es aber, eine Änderung des Systems der 
Parteienfinanzierung sei nicht geplant. l\1an strebe nur eine 
Erhöhung entsprechend den Preissteigerungen an5. 
Die gezielten Beruhigungspillen von Kauda, Profalla, W/et-
tig-Danielmeier und anderen haben zunächst ge\virkt. Die 
öffentliche Diskussion \var danach schlagartig gestorben. 
Bisher ungesagt blieb aber Folgendes: Eine Erhöhung um 
20 !vlil1ionen Euro bsst sich annäherungsweise auch mir ei-
ner Erhöhung des Preisindex begründen. !vlan muss nur ein 
extrem frühes Basisjahr \vählen - und so war es \'on den 
Koalitionären auch bereits vor der Sommerpause angedacht 
gewesen. Diese Rechnung ist meines Erachtens z\var unzu-
lässig. Sie ist in den Augen der an den internen Verhand-
lungen Beteiligten allerdings mit den meisten der nunmehr 
beschwichtigenden Erklärungen vereinbar und wäre in dieser 
Sicht auch keine Anderung des Systems. Die Sache ist also 
noch nicht wirklich vom Tisch. Es fragt sich auch, ob über-
haupt eine Erhöhung angezeigt ist. Deshalb macht es Sinn, 
sich die relevanten ]\1aßstäbe für die staatliche Parteienfinan-
zierung einmal et\vas genauer anzusehen. 
11. Maßstäbe staatlicher Parteienfinanzierung 
Um die Seihst bedienung der Parteien in Grenzen zu halten, 
hat das BVerfG in dem maßgeblichen Grundsatzurteil von 
1992 die staatlichen !vtinel gedeckelt und dafür eine absolute 
Obergren7,e festgelegt\ die die Parteien srets voll aus-
geschöpft haben. Erhöhungen der Obergrenze sind grund-
s~itzlich nur entsprechend den Preissteigerungen zul~issig. Die 
letzte Erhöhung auf j~i.hrlich 133 i'vlillionen Euro erfolgte im 
Jahre 2002. Seitdem ist der extra für Parteien ermittelte 
Preisindex aber lediglich um ctv"a rund 6(;<) gestiegen. Des-
halb wäre vcrfassungsrechtlich allenfalls eine Erhöhung um 
rund 6%), nicht aber um 15%) erlauht, cl. h. um H ;\-1illionen, 
nicht aber um 20 ~,lillionen Euro. 
Die von der designierten SPD-Schatzmeisrerin Barbartt Hen-
dricks ins Gespräch gebrachten Begründungen für die Erhö-
hung':' waren abenteuerlich: Das Ausscheiden von l\litglie-
dern ist kein Rcchtfertigungsgrund flir eine Erhöhung. \Xienn 
den Parteien die I'vlitg!ieder davonlaufen, tragen sie selbst 
dafür die Verantwortung und sollten diese nicht den Bürgern 
in die Schube schieben und die Steuerzahler dafür hluten 
lassen. Das \väre eine Verkehrung der Verallt\\'ortlichkeir. 
Der ]\'litgliedersclw./und beruht nicht zuletzt darauf, dass 
immer weniger i'v'lenschen den Parteien noch zutrauen, die 
politischen Aufgaben wirklich zu lösen. Die Konsequenzen 
des eigenen Versagens der Parteien nun den Steuerzahlern 
aufzubürden, erscheint unangemessen. 
Die Staatsfinanzierung soll sich, wie das BVerlG dargelegt 
hat, nach der Verwurzelung der Parteien bei Bürgern und 
lvlitgliedern richten?;. Das \Vegbleihen von [ldirgliedern aber 
ist genau das Gegenteil von Verwurzelung. \\lenn dafür der 
Steuerzahler einspringen soll, läuft dies dem Geist der staatli-
chen Parteienfinanzierung zuwider. Sie soll die Eimverbung 
\'on ]\:litteln bei .~vlitgliedern (durch Beitr~i.gc) und Bürgern 
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(durch \X/ahlsrimmen und Kleinspenden) finanziell belohnen, 
nicht aber den mangelnden Einwcrbl1ngserfolg der Parteien 
ausgleichen. 
Das :\bsinken der \\'ah!hctciligung als Crund für eine Erhöhung 3l1ZUfüh-
ren. \\"ic die~ fLnb'lI"c7l-1clldricks ebenfalls getan h;1t", hcil~r erst recht die 
Hlirger hir dumm ycrkaufen. Denn die \'\-'ahlhctci!igung hat keinerlei 
Einfluss ~H1t die Höhe der Suabfinal1zierullg der P3fteien. Die Schatz-
meister der Parteien, die dem (;csl'tzgcber in S;1Chen Parteienfinanzierung 
regc!m:il;ig die Feder gdlihrr hahen. haben die Erst,lttungsbcrrägc (70 bis 
S5 Cent pro \'(i3hlcrsrimmc und 38 Cent pro Beitrags- oder Spendcn-
Euro i derart hoch angöetzt, dass die Suml11l' qe[S weit üher der ahsoluten 
Ohergrem.e liegt' und desh,llh auf diese zurückgekürzr \\'erden 111USS. SO 
hcrrug die Sunllnl' im Jahr 2006 l6 j ;\"li!!ionen Euro, lag also um mehr 
als 2! '\, üher der ObelW'cnzc yon l33 i\fillionen. Die \\'ahlbeteiliglll1g 
kiinnre ahn noch weit st;irker sinken. und die Parteien wUrden doch 
immer 133 i\liIliol1ell bekollll11en. Dieser Effekt, der die Parteien gegen 
ein Absinh'll der \\"~lhlhet'ei!igung (lind der Beiträge und Spenden) finan-
ziell immunisiert, \\-iderspricht dem Sinn des ganzen Systems. 
Deshalb hat die vom ßundesprjsidenren Richard 1/011 W/eiz-
säcl:.er berufene Kommission von unablüngigen Sachverstän-
digen zur Parteienfinanzierung ja auch gefordert, dass die 
Erstattungsbetdge soweit abgesenkt werden. dass "die 
Staats leistungen insges:11l1t in einigem Ahstand unterhalb der 
absoluten Obergrenze verbleiben"ll). Die Parteien müssten 
einen Verlust in der Gunst der Bürger oder Parteimitglieder 
auch finanziell spüren, damit die ökonomischen Anreize zur 
Verhinderung solcher Ent\\'icklungen erhalten blieben. Statt 
üher Erhühungen der Staarsmitrel nachzudenken, sollten die 
Parreienlieher diesen Vorschlag endlich umsetzen. 
Nach dem iHfent!ichen Protest wurden denn auch flugs beide 
für die Erhöhungen vorgebrachten Crlinde dementiert I ! und 
damit HClldric!::.s eine yerbale Ohrfeige verpasst ll . Es bleibt 
aher erkLirtermagen bei der Erhöhungsabsicht. Entspre-
chende Initiativen zur Anderung des Parteiengesetzes sind 
für den Herbst angekündigt. 
111. Verfassungsgrenzen 
\'('as bedeuten nun aber die beschwichtigenden Erklärungen 
der Koali[ion~i.re? Sind sie \virklich so zu verstehen 1 dass man 
von der geplanten Erhöhung um 15 1';-';) absehen will? Die 
Koalitionsparteien hatten offenbar von Anfang an mit dem 
Cecbnken gespielr, auch die Preissteigerungen vor der letzten 
Erhöhung, also vor 2002, einzubeziehen und dabei bis aufs 
Jahr 1992 zurückzugehen. 1992 und 1993 waren die Steige~ 
rungen des Index für Parteiausgaben besonders hoch!3. Doch 
da das Parreiengesetz erst von 1994 datiert, kommt eine He-
ranziehung der Preissteigerungen davor schon gar nicht in 
Betracht. Auch Preissteigerungen zwischen ] 994 und 2002 
dürfen bei der Ermittlung des jetzigen verfassungsrechtlichen 
Spielraums für Erhöhungen nicht mitgerechnet werden, auch 
wenn sie über frühere gesetzliche Erhöhungen der Obergrenze 
hinausgehen. Es darf immer nur die Geldentwertung seit der 
letzten Erhöhung berücksichtigt werden, Denn die Parteien 
dürfen sich vom Staat nur nehmen, was - auch unter Berück-
sichtigung möglicher Kürzungen ihrer Ausgaben - "unerläss-
lich" ist H . \\fenn die Parteien früher mit weniger auskamen, 
ist eine spätere Nachholung dieser früheren Spielräume offen-
bar nicht mehr "unerlässlich", Mögliche frühere Erhöhungs-
spielrjume sind deshalb ven'\'irkt. 
Über die Preissteigerungsrate seit 2002 hinausgehende Erhö-
hung Li.sst das ß FertG allenfalls dann ausnahmsweise zu, 
wenn die bestehenden Verhälrnisse sich einschneidend ver~ 
ändert hätten!5. Damit können natürlich nur solche Verhält~ 
nisse gemeint sein, die die Parteien selbst nicht zu verantwor~ 
ten haben. Der l'vlitgliederschwund gehört nicht dazu, und die 
sinkende \'(iahlbeteiligung schon gar nicht. Im Übrigen hat 
das ß"FerfG für solche Fälle die Einschaltung einer unabhän-
gigen Saclwersr:indigenkommission empfohlen. Denn das Ge-
setzgebungsverbhren bei der Parteienfinanzierung ermangele 
"regclmiißig des korrigierenden Elements gegenLiufigcr poli-
tischer Interessen, ein Umswnd, dem durch die Einschaltl1l1g 
objektiven Sachverswnds abzuhelfen des haI b naheliegt" 16. 
Die reichlich sprudelnden Stcucrqucllcn haben die Parteien 
offenbar sinnlich gemacht. Zudem binnen die Parteien sich 
bei der Regelung ihrer Finanzen manches erlaubenlohne das 
Verfassungsgericbt fürchten zu müssen. Denn der Bürger 
und Steuerzahler, der gegen eine verfassungswidrige Rege-
lung im Parteiengesetz vie!leicht klagen möchte, ist dazu 
nicht berechtigt. Klagen könnten nur Bundes- oder Landes-
regierungen, ein Drittel des Bundestags oder die Parteien 
selbst. Die aber profitieren von den zusjtzlichen 1\[irreln und 
werden sie deshalb kaum vors Gericht bringen, selbst \venn 
die eine oder andere Partei öffentlich gegen übcnnäfsige Er-
höhungen Front macht. Die Parteien können sich also unge-
straft verfassungsvvidrige Zahlungen bewilligen. Ihr \\/issen 
um diese Lücke im System der verhlssllllgsgerkhtlichcn Kon-
trolle ist nicht gerade dazu angetan, sie zu strenger Einhal~ 
tllng des Verfassungsrechts zu veranlassen. 
IV. Ist überhaupt eine Erhöhung angezeigt? 
Im Übrigen ist zu fragenloh in angemessener \\leisl' über~ 
haupt eine Erhöhung der Staatsfinallzierung in Frage kO!11lllt. 
SoUte man nicht die Erstattungsbetr~ige so ansetzenl dass die 
Staats leistungen deutlich untrrhalb der absoluten Obergrenze 
bleiben, wie die ParteienfinanzicrungskomlTIission gefordert 
hat? Dann \vürde auch der Umfang der Staatsfinanzierung 
niedriger ausfallen als bisher. Angezeigt \V~üe also eine Sen-
kung der Staatsfinanzierung, jedenfalls keine Erhöhung. 
Für eine abgewogene Beurteilung muss man das Thema in den 
Gesamtrahmen der auGerordentlich üppigen staatlichen Sub~ 
ventionierung der Parteien stellen: Die Bcitr~igc und Spenden 
an Parteien \verdel1 zusätzlich zu rund sen";) steuerlich subven-
tioniert, Diese indirekte Staats finanzierung macht noch ein-
mal über 100 I\lillionen Euro im Jahr allS, Hinzu kommen die 
so genannten Parteisteuern, die Abgeordnete und andere 
Amtstrii.ger über ihre normalen Beiträge hinaus, soz1I5agen als 
Dank für die Verschafful1g des Amtes, an die Partei abführen 
müssen. Sie betrugen schon im Jahre 2005 52 i\tillionen Eu-
ro. Auch sie stellen eine indirekte Staarsfinanzierung dar, weil 
sie bei der Festsetzung der Diäten draufgeschlagen werden. 
Auch die j\ilitarbeiter von Abgeordneten, für die allein der 
Bundestag über 200 ,\'lil1ionel1 Euro ausgibt, werden vielfach 
für Parteiaufgaben eingesetzt. Sehr viel Geld erhalten auch die 
Hilfsorganisationen der Parteien. Die Partei stiftungen, die 
allen Blll1destagsparteien zuarbeiten, erhalten rund 300 1vlil-
lionen Euro im Jahr, und die Parlaments fraktionen der Par-
teien im Bund und in den Lindern, die ebenfalls Öffentlich-
keitsarbeit machen, noch einmal weit über 200 lvlillionen. 
Zudem bekommen Parteien seit 2004 auch Geld \'on der 
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Europäischen Union ' -, und derzeit bastelt Brlissd gCLlde an 
der Einführung europ:iisch finanziertcr Parteistiftul1gcn. 
Es gibt z\var eine so gellJnme rdati\T Obergrenze, nach der 
die PalTeiel1 maximal die j--Lilfte ihrcr Einnahmen rom Sta~1t 
beziehen dürfen. Doch diese Grenzc ist rcin formal. \Vürde 
man nur eincn Tei! der Zu\\Tndun\2.cn, die die Parteien sich 
allf indirekten \X:'cgcn Yl'!"schaffen, ei~nbeziehen, wäre die rda-
[i\"c Obergrenze bei Bllndestagsp~lrreien weit iiberschritrcn 1S . 
.-\I!es in allem lebcn dic Parteien "bei uns im Vergleich zu 
,1llderel1 \\Tstlichell Demokratien in ihrer materiellen .-\usstat-
tung immer noch im Schlaraffenbnd", \vic Ric/;,zrd ['Oll Weiz-
s:ic/.:_Ci' treffend festgestdlt hat!':!. Dafür gibt es auch histori-
sche Gründe: Die deutschen Partcien waren immer \'ornc 
dran. Sie h:lhen 1959 die staatliche Parteienfinanzierung cin-
geführt. D,lS war eine eurOlüische Premiere und \,,"äre sogar 
eine \\/c!tpremicre gcwesen, hiinen nicht /\rgentinicll und 
COSt,1 Rica ~ch()11 vorher sw:ltsfinJrll.Jt:rtc Parteien gehabt. 
\'or diesem Hintergrund gilt: Sollten dic Parteien <1n ihren 
Frhöhul1i2-spLincll f~sthalt~'n, wlirden sie ci ne Situation he-
raufbeschwörel1, yor der cbs BI'erfG ausdrücklich gewarnt 
hat: .,(~ewönne der Bürger den Eindruck, die J\1rtcien be-
dienten sich aus der Staatskasse, so führte dies notwendig zu 
einer Verminderung ihres [\nsehells und würdc letztlich ihre 
f;ihigkeit beeinrrjchtigen, die ihnen Hm der \"t:rfassung Zll-
gnvicscncn ,-\ufgaben zu erfül!cn·' 2IJ • 
Durch eine als Lln~111gcmcssen cmpfundene Erhc)!mng riskie-
ren die Parteien, das Fass der Parteielwcrdrosscnheit zum 
Über!aufcn /.u bringcn. Lingcrfri~tig ki)l1nren ihnen noch 
mehr j\[irglicc1t:r danm!aufen und ihre finemzielle Fhsis yer-
ringern. Dic ~eplanre Erhöhung w~irc also nicht nur \Trfas-
sur~gswidrig, ~()Jldcrn ,lUch kur~sichrig und dumm, \\Til kon-
tr'lproduktiY. 
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